Hansestadt Rostock

Burgerschaft
Einladung

AuBerplanméRige Sitzung der Biirgerschaft

Sitzungstermin: Dienstag, 22.07.2014, 18:00 Uhr

Raum, Ort: Sitzungssaal der Blrgerschaft, Rathaus, Neuer Markt 1, 18055 Rostock

Tagesordnung

1 Eroffnung der Sitzung, Feststellung der OrdnungsmaRigkeit
der Einladung und der Beschlussfahigkeit

2 Anderungen der Tagesordnung

3 Mitteilungen des Prasidenten

4 Antrage

4.1 Karsten Steffen (fur die Fraktion DIE LINKE.) 2014/AN/0075
Beschwerde gegen den Beschluss des Verwaltungsgerichts
Schwerin

5 Informationsvorlagen

5.1 Wahl des Senators fiir Jugend, Soziales, Gesundheit, Schule 2014/1v/0074
und Sport

Die Unterlagen fiir diese Sitzung konnen beim Sitzungsdienst der Biirgerschaft (Rathaus, Zimmer
39) und im Internet unter der Adresse www.rostock.de/ksd eingesehen werden.

Es wird darauf hingewiesen, dass in dieser Sitzung keine Einwohnerfragestunde stattfindet.

Plétze fiir Géste sind beim Sitzungsdienst der Biirgerschaft (Telefon 381-1308) bis zum
22.07.2014, 14.00 Uhr, zu reservieren.

Die Erhebung des Vor- und Nachnamens erfolgt zweckgebunden aus Kapazitits- und
Sicherheitsgriinden fiir die Biirgerschaftssitzung am 22.07.2014. Die Daten werden nach
dem Sitzungstag unwiderruflich vernichtet.

Die Karten fiir die reservierten Plidtze werden am 22.07.2014 bis 18.00 Uhr von der Infothek
des Rathauses ausgegeben.

Aus bauordnungsrechtlichen Griinden kdnnen nur 41 Gésteplitze vergeben werden.
Hinweis: Fiir die Benutzung der Fiihrungs- und Dolmetscheranlage fiir

Hoérbehinderte wird gebeten, sich kurz vor Beginn der Sitzung beim
Tontechniker im Sitzungssaal der Biirgerschaft zu melden.

Dr. Wolfgang Nitzsche

Président der Biirgerschaft
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Hansestadt Rostock Vorlage-Nr: 2014/AN/0075
Status offentlich
Antrag Datum: 16.07.2014

Entscheidendes Gremium:
Biirgerschaft

Karsten Steffen (fur die Fraktion DIE LINKE.)
Beschwerde gegen den Beschluss des Verwaltungsgerichts
Schwerin

Beratungsfolge:

Datum Gremium Zustandigkeit

22.07.2014  Blurgerschaft Entscheidung

Beschlussvorschlag:

Der Oberblrgermeister wird beauftragt, gegen den Beschluss des Verwaltungsgerichts
Schwerin im Verfahren Indetzki gegen Oberblrgermeister der Hansestadt Rostock (gerichtl.
Az.: 1 B 599/14) fristgerecht Beschwerde einzulegen.

Begriindung:

Die Burgerschaft hat in ihrer Sitzung am 5. Marz 2014 Steffen Bockhahn zum Senator flr
Jugend, Soziales, Gesundheit, Schule und Sport gewahlt. Die laut Kommunalverfassung MV
§ 40 (5) fur das Amt erforderliche Eignung, Befahigung und Sachkunde wurde vom
Innenministerium als Rechtsaufsichtsbehorde bestatigt.

Der Beschluss des VG Schwerin hatte weit reichende Konsequenzen flr die kommunale
Selbstverwaltung in Mecklenburg-Vorpommern und wirde eine Zasur in der bisherigen
Praxis darstellen. Daher sollte der Sachverhalt einer obergerichtlichen Prifung unterzogen
werden.

Karsten Steffen
1. stellv. Fraktionsvorsitzender

Vorlage 2014/AN/0075 der Hansestadt Rostock Ausdruck vom: 16.07.2014
Seite: 1/1
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Hansestadt Rostock Vorlage-Nr: 2014/IY/00_74
Der Oberbiirgermeister Status offentlich

Informationsvorlage Datum: 15.07.2014
Federflhrendes Amt: fed. Senator/-in: OB, Roland Methling
Rechtsamt

) bet. Senator/-in:
Beteiligte Amter:

bet. Senator/-in:

Wahl des Senators fur Jugend, Soziales, Gesundheit, Schule und
Sport

Beratungsfolge:

Datum Gremium Zustandigkeit

22.07.2014  Bdurgerschaft Kenntnisnahme

Sachverhalt:

Die Burgerschaft hat in ihrer Sitzung am 05.03.2014 mit Beschluss Nr. 2014/AN/5368 Herrn
Steffen Bockhahn zum Senator Error! Reference source not found. gewahlt. Gegen diese
Wahl hat sich die Mitbewerberin Frau Annette Indetzki im einstweiligen Rechtsschutz vor
dem Verwaltungsgericht Schwerin (gerichtl. Az.: 1 B 599/14) gewandt.

Mit Beschluss vom 10.07.2014 hat das Verwaltungsgericht Schwerin vorlaufig untersagt,
Herrn Steffen Bockhahn zum hauptamtlichen Beigeordneten und Senator Error! Reference
source not found. zu ernennen. Gegen diesen Beschluss ist die Beschwerde mdglich.
Diese ist innerhalb von zwei Wochen nach Bekanntgabe der Entscheidung, mithin bis zum

24.07.2014, beim Verwaltungsgericht Schwerin einzulegen.

Die Verwaltung hat die Entscheidungsgriinde gepruft und kommt zu dem Ergebnis, dass die
Entscheidung des Verwaltungsgerichtes Schwerin rechtlich nachvollziehbar und nicht zu
beanstanden ist. Anhaltspunkte, die Zweifel an der Richtigkeit der Entscheidung des
Verwaltungsgerichtes Schwerin erkennen lassen kdnnten, sind nicht ersichtlich.
Insbesondere ist die Auffassung des Verwaltungsgerichtes Schwerin rechtlich nicht zu
beanstanden, wonach Entscheidungen Uber die Bewerbung um ein 6ffentliches Amt, die
durch Wahl entschieden werden, einer verwaltungsgerichtlichen Kontrolle zu unterziehen
sind. Vielmehr spricht Gberwiegendes dafur, dass die Verwaltungsgerichte jedenfalls nicht
gehindert sind, die Erfullung des sich aus Art. 33 Abs. 2 GG ergebenden
Bewerbungsverfahrensanspruches daraufhin zu tGberprifen, ob das Wahlgremium von

einem zutreffenden Sachverhalt ausgegangen ist, die Bewerber die gesetzlichen

Vorlage 2014/IV/0074 der Hansestadt Rostock Ausdruck vom: 16.07.2014
Seite: 1/3
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Wahlvoraussetzungen erfiillen, die gesetzlichen Bedingungen beachtet worden sind und ob
konkrete Anhaltspunkte dafiir vorliegen, dass unsachgemafe oder willkirliche Erwagungen
angestellt worden sind (vgl. OVG Munster, Beschluss v. 09.11.2001 — 1 B 1146/01; VG
Bremen, Beschluss v. 23.08.2013 — 6 V 827/13).

Auch die weitere Feststellung des Gerichtes, wonach der ausgewahlte Bewerber, Herr
Steffen Bockhahn, die unter Ziffer 3 des Anforderungsprofils genannten Voraussetzungen
Lentsprechend durch Lebens- und Berufserfahrung nachgewiesene Eignung, Befahigung und
Sachkunde® nicht erfillt, erscheint rechtlich nicht beanstandbar. Die diesbeztiglich seitens
des Gerichtes gemachten rechtlichen Erwagungen sind ausgewogen und nachvollziehbar.
Insbesondere ist die Bewertung des Gerichtes nicht fehlerhaft, wonach eingeschatzt wird,
dass die berufliche Erfahrung des ausgewahlten Bewerbers in ihrer Wertigkeit nicht mit den
unter Ziffer 1 und 2 des Ausschreibungstextes benannten Dienstpostens vergleichbar ware
und zu einer vergleichbaren Qualifikation fuhrt. Auch ist eine herausgehobene leitende
Funktion des ausgewahlten Bewerbers nicht zu konstatieren. Demzufolge kommt das
Gericht folgerichtig zu dem Ergebnis, dass der ausgewahlte Bewerber nicht tber
entsprechende Sachkunde und Flhrungsqualitaten verfiigt, die dem ausgeschriebenen
Anforderungsprofil entsprechen. Auch seine Bundestagstatigkeit, die lediglich vier Jahre
wehrte, belegt nicht, dass er insbesondere Kenntnisse der Verwaltungsstruktur,
Verwaltungsablaufe und Fihrung von groRen Mitarbeiterstaben erworben hat. Zweifel an der
Richtigkeit der Entscheidung des Verwaltungsgerichtes Schwerin sind auch beziglich dieser

Ausflhrungen nicht ersichtlich.

Im Ergebnis sind durchgreifende Bedenken gegen die Entscheidung des Verwaltungs-
gerichtes aus Sicht der Verwaltung nicht gegeben. Die Erfolgsaussichten einer Beschwerde
gegen den Beschluss des Verwaltungsgerichtes Schwerin werden als sehr gering

eingeschatzt. Insoweit sollte von einer Beschwerdemaoglichkeit Abstand genommen werden.

Eine Kopie der Entscheidung des Verwaltungsgerichtes Schwerin liegt dieser

Informationsvorlage bei.

Roland Methling

Anlage/n:

Beschluss VG Schwerin v. 10.07.201

Vorlage 2014/IV/0074 der Hansestadt Rostock Ausdruck vom: 16.07.2014
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Ausfertigung

VERWALTUNGSGERICHT
SCHWERIN

Aktenzeichen:

1B 599/14

BESCHLUSS

In dem Einstweiligen Rechisschutzverfahren

Annette Indetzki,
Weydinger Stralle 10, 10178 Berlin

Proz.-Bev.: :
Rechtsanwalte Schowe, Knye, Homann-Trieps,
Lobecker Strafte 111, 19059 Schwerin

- Antragstelierin -

gegen

Oberblirgermeister der Hansestadt Rostook,
Neuer Markt 1, 18055 Rostock

- Antragsgegner -
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Beigeladen:

Steffan Bockhahn,
Lange Sfrafle 24, 18055 Rostock

Proz.-Bev.:
Rechtsanwilte Schuiz & Specht,
Schwaansche Straflle 1, 18055 Rostock

wegen
Konkurrantanstraitigisit

hat die 1. Kammer des Verwaltungsgerichis Schwerin am

10. Juli 2014

durch den Vorsitzenden Richter am Verwaltungsgericht Skeries,
die Richterin am Verwaltungsgericht Tiemann und
den Richter am Verwaltungsgericht Réh

beschiogsen;

1. Dem Antragsgegner wird vorldufig untersagt, den Beigeladenen zum hauptamt-
lichen Beigeordneten und Senator flir Jugend, Soziales, Gesundhait, Schule und
Sport zu emennen. '

Die Kosten des Verfahrens trégt der Antragsgegner mit Ausnahme der Kosten des
Beigeladenen, die nicht erstattungsfihig sind,

2. Der Streitwart wird auf 24.204,18 Eurc festgesetzt.

Grﬁnde:

Bei der Hansestadt Rostock ist die nach B 4 BBesQ bewertete Stelle eines kommunalen
Wahibesamtsn, des hauptamtlichen Beigeordneten und Senators fiir Jugend, Scziales,
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Gesundheit, Schule und Sport zu besetzen. in dem zuvor von der Birgerschaft der Han-
sestadl Rostock beschlossenen Text der Ausschreibung heift es u.a., die Senatorin/der
Senator milsse

1. die Laufbahnbeféhigung fir den héheren Verwaltungsdienst besitzen und mindes-
tens finf Jahre ein Amt dieser Laufbahn bai einer Kommunalverwaltung oder elner
Rechtsaufsichtsbehdrde oder einen gleichwertigen Dienstposten ausgeQbt haben
oder

2. als Beigeordneter, hauptamtlicher Blrgermeister, Landrat, hauptamtlicher Amts-
vorsteher, hauptamtlicher Verbandsvorsteher oder jeitender Verwaltungsbeamter
eine Dienstzelt von mindsstens finf Jahren abgeleistet haben
oder _

3. eine entsprechende, durch Lebens- und Berufserfahrung nachgewiesene Eignung,
Befshigung und Sachkunde vorwsisen, '

Auf die Ausschrelbung gingen zwblf Bewerbungen ein, darunter die der Antragsteliarin
und des Beigeladenan. Die Verwaltung der Mansestadt Rostock erstelite eine Ubersicht,
inwigwait die iIm Anforderungsprofil gesteliten Anforderungen an die Sachkunde als erfiilt
grachtet werden, was bei der Antragstellerin, nic_;ht jedoch beim Belgeladenen der Fall ssi,

Der am 28. Dezember 1878 geborene Beigeladene war nach seinem Studium der Politik-
wissenschaften und der Neusren Geschichte Europas an der Universitat Rostock wissen-
schaftlicher Mitarbeiter in _einem“Wahlkraisbum und als Lehrbeauftragter an der Universi-
tat Rostock tatig. Von 2007 bis 2008 war er Varsitzender der Fraktion DIE LINKE In der
Rostocker Blirgerschaft, der er seit 2004 angehért. Seit 2009 ist er Vorsitzender des Fi-
nanzausschusses der Rostocker Blirgerschaft. Von 2008 bis 2009 war er Mitarbeiter fOr
Offentlichkeitsarbalt und Wahlen bei der Partei DIE LINKE, Von 2009 bis 2013 gehdrte er
dem Dettschan Bundestag an. Er war Mitglied im Haushaltsausschuss und dort Hauptbe-
richterstatter fiir den Etat des Bundesministeriums fOr Familie, Senioren, Frauen und Ju-

-gend, abanso Obmann der Fraktion DIE LINKE im Rechnungsprofungsausschuss sowie
Mitglied Im Parlamentarischen Kontroligremium. In der Zeit von 20089 bis 2012 war er Lan-
desvorsitzender der Partei DIE LINKE in MecklenburgNorpomhem.

Auf der Sitzung am 5. M#rz 2014 wihite dle Blirgerschaft der Hansestadt Rostock auf
Vorachlag der Fraktion DIE LINKE den Belgeladenen zum hauptamtliichen Beigeordneten.

Aktenmappe - 8 von 19



1010772014 1730 ‘ FA% P.OOE!E}:{GOP >

Die Wah! wurde dem Ministerium flr Inneres und Sport Meckisnburg-Vorpommem ange-
zeigt, weiches am 1. April 2014 mittellte, dass gegen dis Wahi aus dortiger Sicht keine
 rechtiichen Bedenken im Sinne des § 40 Abs. 5 Satz 5 KV M-V bestunden.

Am 20. Juni 2014 hat die Antragstellerin um vorldufigen Rechtsschutz nachgesucht und
beantragt,

dem Antragegegner im Wege der sinstwsiligan Anordnung vorldufig zu untersagen,
den Beigeladenen als hauptamtlichen Beigeordnaten/Senator fur Jugend, Soziales,
Gesundheit, Schule und Sport — verbunden mit der Funktion der 2. Stellvertretung des
OberblUrgermeisters — zu emennen, solange nicht (iber ihre Bewerbung bestandskraf-
tig entechieden ist,

Der Antragsgegner beantragt,
den Anfrag abzuweisen.

Es sei nicht zu erkennen, dass der Bewerbungsverfahrensanspruch der Antragstsllierin
veriatzt worden sei. Der Beigeladens erfiille das Anforderungsprofil fiir die streitgegen-
sténdiiche Position. Durch die tabellarische Auflistung der Bewerbsr unter konkreter Be-
| zughahme auf das Anforderungsprofil seien die Mitglieder der Birgerschaft auch In die
- Lage versetzt worden, eine Bewertung der einzelnen Bewerber vorzunghmen und eine
tragfahige Auswahlentscheidung zu treffen. |

Der Belgeladene hat keinen Antrag gestelit. Er hat jedoch detaillisrt seinen blsherigen ba-
ruflichen Werdegang dargeleqgt.

Waegen der welteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf den inhalt der Ge-
richtsakle sowie die beigezogenen Verwaltungsvorgange ergénzend Bezug genommen.

I1.

Der Antrag auf Erlass einer elnstweiligen Anordnung ist 2uléssig und unbegrindet. Die
Antragstelierin hat sowohi elnen Anordnungsgrund als auch einen Anordnungsanspruch
glaubhaft gemacht. Sie ist mit heher Wahracheinlichkeit in Ihrem nach Art. 33 Abs, 2 GG
geschitzten Bewarbungsvarfahrensanspruch veriatzt,
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Das Gericht der Hauptsache kann gemaf § 123 Abs. 1 Satz 1 VWGO eine einstweilige
Anordnung treffen, wenﬁ die Gefahr besteht, dass die Verwirklichung eines Rechts des
Anfragsteilers durch eine Vardnderung des bestehenden Zustands vereitelt oder wesent-
lich erschwert werdan kiénnie, Voraussetzﬁng dafir ist, dass der Antragstelier die drohen-
de Gefahr der Rechtsverietzung (Anordnungsgrund) und ein Recht im Sinne des § 123
Abs. 1 Satz 1 VwGO (Anordnungsanspruch) glaubhaft macht, §§ 123 Abs. 3 VWGO, 920
Abs. 2, 284 ZPO, In diesem Zusammenhang hat das Gericht eine Abwégung der flr und
gegen den Erlass einer einstwelligen Anordnung sprechenden Gesichispunkte vorzunsh-
man und dabel auch die Aussichten in einem anhangigen oder zu erwartenden Hauptsa-
cheverfahren zu ber(icksichtigen.

Die Antragstellerin hat zundchst einen Anordnungsgrund und damit die Dringlichkeit siner
vorlaufigen Regelung glaubhalt gemacht.

Nur im Wage einer gerichtlichen Entscheidung kann sie sichersiellen, dass ihr Anspruch
auf rechtsiehlerfreie Bericksichtigung ihrar Bewerbung um die Stelle einer hauptamtli-
chen Beigacrdneten/Senatbrin fir Jugend, Soziales, Gesundheit, Schule und Sport beim
Antragsgegner vorlaufig gewahrt blelbt. Mit der beabsichtigten dauerhaften Besetzung der
streitgegenstindlichen Stelle mit dem Bsigeladenen wirde sich die Erfillung des Bawar-
bungsverfahrensanspruché der Antragstelierin umn die ausgeschriebene Stelle faktisch
erledigen. Diese kbnnte némlich nicht mehr rickgangig gemacht werden. Dieser f0r die
Besetzung von Beférderungsémtern angewandte Grundsatz gilt auch fur die Falle, in de-
nen Dber die Berufung eines Beigeordnetan untsr Ernennung zum Beamten auf Zelt ge-
stritten wird. Die Erwdgungen zur Annahme der grundsatzlich rechtlich eingeschrénkten
Rucknahme von Emennungsn sind davon unabh#ngig, ob es sich um einen Ernennungs-
alkt handelt, durch den einem Beamien ein anderes Amt mit héherem Endgrundgehalt und
anderer Amisbezeichnung verlishen wird {Beftrderung), oder um die Begriindung eines
Beamtanverhditnisses, wie es hier In Rede steht (vgl. OVG Thuringen, Beschluss vom 30,
Mérz 2007 - 2 EC 728/06 -, juris Rn. 34),

Die Antragstallerin hat auch einen Anordnungsanspruch glaubhaft gemacht. Nach dem
gegenwdrtigen Sach- und Streitstand ist es Uberwlsgend wahrscheinlich, dass die von der
Blrgerschaft der Hansestadt Rostock zugunsten des Beigeladenan getroffane Auswahl-
entecheidung in Form seiner Wahl zum hauptamtlichen Belgeordneten die Antragstellerin
in ihrem Bewerbungsverfahrensanspruch verletzt.

Aktenmappe - 10 von 19



_ : TOP 5.1
101072014 17330 FA P.00BIO1E

Ein Anordnungsanspruch ist in Konkurrentenstreitverfahren wegen des Grundsatzes der
effektiven Rechtsschutzgewéhrung bersits dann glaubhaft gemacht, wenn nach dem Im
Zeitpunkt der gerichilichen Entscheidung erkennbaren Sach- und Streitstand nicht mit hin-
reichender Sicherheit ausgeschlossen werden kann, dass die getroffene Auswahlent-
scheidung zu Lasten der Antragsiellerin rechtsfehlerhaft ist, weil deren Bewerbungsver-
fahrensanspruch keine hinreichende Beachtung gefunden hat. Zugleich mussen die Aus-
sichten der Betroffenen, in einem neuen rechtmaRigsn Verfahren ausgewéhlt zu werden,
zumindest ,offen” sein (BVerfG, Beschiuss vom 28. Juli 2002 - 2 BvR 311/03 ~, NVwZ
2004, 1524, BVerwG, Beschluss vom 21. August 2003 + 2 C 14.02 -, BVerwGE 118, 370).

Rechtsgrundiage des von der Antragstellerin behaupieten Anspruchs blidet der beamten-
rechiliche Bewerbungsverfahrenganspruch. Nur dieser in Art. 33 Abs. 2 GG begrindate
und die Rechte der Auswahlbewerbar sicharnde Anspruch tréigt das Begehren der An-
tragstallerin auf eine rechtsfehlerfrele Berlicksichtigung ihrer Bewerbung um die ausge-
schrisbene Stelle,

Allerdings iat die hier in Rede stshende PersonalmaBnahme durch die Basonderheit ge-
kennzelchnet, dass Ober sie nicht die Exekutive, sondem die Blrgerschatft als politisches
Gremium entschieden hat. Denn gemaR § 40 Abs, 5 Satz 1 LVm. mit Absatz 1 Satz 1 KV
M-V wahit die Biirgerschaft die Beigaordneten. Dies hat zwangslaufig Auswirkungen auf
die Intensitét der verwaltungsgerichtiichen Kontrolle. Andsrs als in Auswahiverfahren um
eine ausschiiellich durch die Exekutive zu besatzende BefSrderungsstelle, in denen der
Bawerbungsverfahrénsanspruch darauf abziélt, dass der Dienstherr das thm zustehende
Auswahlermessen - unter Einhaltung etwalger Verfahrensvorschriften und anhand stan-
dardisierter und objektivierbarer Merkmale, etwa anhand der Endnoten aktuslier dienstii-
cher 'Baurteiiungen - fehierfrel ausibt, verliaﬁ dieges Erfordernis um so mehr an Badau-
tuhg, je starker Wahlelemente Eingang in das Auswahlverfahren finden. Regelmafig wird
eine inhaltliche Uberprifoarkeit der Wahlentschelfdung auszuschiieRen sein. Dies folgt
bersits daraus, dass as gerade der Sinn siner Wahlentscheidung ist, in diese unterschied-
lichste Vorstellungan und Motive - insbssondere Ober die Bedsutung einzelner Elgnungs-
kriterien - eingshen zu lagsen, Abgesehen daven ist die Uberprifung einer solchen Wahl-
entscheidung schon dadurch erschwert, wenn nicht gar unmdglich, dass in der Regel die
Motive der einzelnen Mitglieder des Wahlgremiums nicht bekannt werden (vgl. OVG
Schisswig-Holstein, Beschluss vom 16. November 1968 - 3 M 50/88 -, juris Rn. 21 m.w.N.
Zu elner durch das Parlament erfolgten Richterwahl; OVG Magdeburg, Beschiuss vom 25,
Oktober 2012 - 1 M 103/12 -, juris Rn. 11),
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Piese Uberiegungan fthren jedoch nicht zum Ausschiuss jeglicher verwaltungsgerichtli-
cher Kontroile in Fallen, in denen - wie hier - Obar dle Bewerbung um ein difentliches Amt
durch Wahl zu entscheiden ist. Vielmehr spricht Uberwiagendes daflr, dass die Verwal-
tungsgerichte jedenfalls nicht gehindert sind, die Erfillung des sich aus Art. 33 Abs. 2 GG
srgebenden Bewerbungsvarfahrensanspruchs daraufhin zu Uberprifan, ob das Wahlgre-
mium von einem zutreffanden Sachverhalt ausgegangen lst, dis Bewerber die gesetzli-
chen Wahlveraussetzungen erfllien, die gesetzlichen Bindungen beachtet worden sind
Lnd ob konkrete Anhaltspunikte dafQr vorliegen, dass unsachgeméfe oder willkGrliche Er
wigungen angestellt worden sind (vgl. OVG Minster, Beschluss vom 8. November 2001
-1 B 1146/01 -, juris Rn. 10; VG Bremen, Beschluss vom 23. August 2013 -8V 827/13 -
Juris Rn. 42 m.w.N.; OVG Luneburg, Beschiuss vom 22. Januar 2008 - 5 ME 4981/07 - juris
Rn. 21, OVG Thiringen, Beschiues vom 30, Marz 2007 - 2 EO 729/06 - a.a2.0. Rn. 41;
OVG Sachsen-Anhalt, Beschiuss vom 25, Qktober 2012 - 1 M 103/12 - a.a.0. Rn. §2;
OVG Brandenburg, Beschluss vom 21. Mérz 1896 - 2 B 2/06 -, LKV 1897, 1734£.). Insbe-
sondera kann das Gericht auch Uberprlfen, ob die der Wahlentscheidung vorausgegan-
genen Verfahrensschritte, sowsit sie die von Art. 33 Abs, 2 GG gewollte Bestenausless
sicherstellen, Beachtung gsfunden haben.

Entgegen der Ansicht der Antragstellerin stelit es sich allerdings nicht schon als verfah-
rensfehiarhaft dar, dass dia Wahl des Beigeladenen stattgsfunden hat, bevor es - entge-
gen urspriinglichen Planungan - zu einer Anhdrung einzelner Bewerber, u.a. ihrer Person,
gekommen iat. Den Mitgliedern der Birgerschaft standen fOr die Vorbereitung ihrer Aus-
wahlentscheldung seit dem 20. Januar 2014, und damit mehr als sechs Wochen vor der
Wahl, die vollsténdigen Bewerbungsunterlagen alier Bewérber zur Verfogung, Qb die vom
Antragsgegner erstelite und der Présidentin der Blrgerschaft Gbersandte Bewerber{ber-
sicht aller 2wlif Bewerber mit einer vorangestsliiten Einschitzung, inwlewsit diese die in
der Ausschreibung benannten Beféhigungsvoraussetzungen erfilen, auch an aile Bir-
gerschaftsmitglieder weltergeleltet wurde, |4sst sich aus den dem Gericht vorliegenden
Verwaltungsvorgéngen nicht ersehen. Doch salbst wenn dies nicht der Fall gewasen sein
solite, konnten sich die Mitgiieder der Blrgerschaft durch Einsichtnahme in die volisténdi-
gen Bewerbungsunterlagen ein umféngliches Bild von der Bewsrbersituation verschaffen.
Ob dartiber hinaus noch Vorsteliungsgespréche mit einzelnen oder allen Bewarbern fiir
wlnschenswert oder auch erforderlich erachtet werden, liegt Im alisinigen Ermessen des

~ Wahlgremiums (vgl. Hess. VGH, Beschluss vom 10. Mai 1981 =~ 1 TG 1058/91 -, juris Rn.
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20). Ermessensfehler insowslt hat die Antragstellerin aber nicht aufgezeigt noch sind sie
dem Gericht sonst ersichtlich,

Nach summarischer Priifung hat die Burgerschaft der Hansestadt Rostock jedoch bel der
Wahl die gesetzlichen Bindungen und das dabei mit Bilck auf den Bedeutungsgehalt des

Ari. 33 Abs. 2 GG geltende Prinzip der Bestenauslese (vgl. insowalt OVG Liinebury, Be-

schiuss vom 22. Januar 2008, a.a.0, Rn, 21 unter Aufgabe seiner bisherigen Rechtspre--
chung) aufler Acht gelassen,

§ 40 Abs. 5 8atz 2 KV M-V regeit, dass die zu wihlenden Beigeordneten die fir ihr Amt
srforderliche Eignung, Befahigung und Sachkunde besitzan miissen. Walche Eignung,
Befahigung und Sachkunde dabei im Einzelnen zu fordern ist, hdngt nicht unwasentiich
von der Grdfe der Gemeinde und den zu tbernshmenden Aufgabenbereichen ab (vgl,
Schréder in Kommunalverfassungsrecht Macklenburg-Vorpommern, Teil 1, § 40 Erl.
7.3.2.). Vorliegend hat die Blrgerschaft dis Elgnungsvoraussetzungen - was im Hinblick
auf die Einwohnerzah! der Hansestadt Rdstack, die GroRe des zu Obertragenen Aufga-
benbereichs und dis in der Dotierung (B 4 BBesO) zum Ausdruck kommenden Bedeutung
des zu Gbertragenden Amtes unproblematisch erscheint - in der Ausschrelbung dahinge-
hend modifiziert, dass die Senatorin/der Senator entweder die Laufbahnbef4higung fir
den hiheren Verwaltungsdienst besitzen und mindestens finf Jahre sin Amt dieser Lauf-
bahn bel einer Kommunalverwaltung oder einer Rechtsaufsichtsbehdrds oder einen
gleichwertigen Dienstposten ausgslibt haben oder alg Belgeordnster, hauptamtliicher Bir-
germsister, Landrat, hauptamtiicher Amtsvorsteher, hauptamtlicher Verbandsvorsteher
oder leitender Verwaltungsbeamter eine Dienstzeit von mindestens funf Jahren abgeleis-
tet haben cder eine entsprechende, durch Lebens- und Berufserfahrung nachgewiesens
Eignung, Befghigung und Sachkunde vorwesisen muss.,

Bei der Festlegung des Anforderungsprofils der Stelle steht s dem Dienstherm offen,
zwischen soichen Merkmalen zu unterscheiden, die von den Bewsrbarm zwingend 2u er-
fullen sind (konstitutive Merkmale) und solchen, die Optimierungskriterlen im Rahmen der
vom Dienstherrn vorzunshmenden Bewertung fur den Fall darstellen, dass mehrere Be-
werber die konstitutiven Merkmale erfallen. in die ndhere Auswahl durfen nur diejenigen
Bewerber einbezogen werden, die die konstitutiven Merkmals des Anforderungsprofils
erfalien, Dementsprechend kann slch gin unterlegener Bewerbar im beamtenrachtlichen
Konkurrentenstreit darauf berufen, dass eln ausgewahlier Bewerber das konstitutive An-
forderungsprofll verfehlt (vgl. BVerwG, Urteil vom 4. November 2010 -2 C 16.08 -, juris
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Rn. 24). Ein konstitutives Anforderungsmerkmal zeichnst sich dadurch aus, dass der
Dignstherr es fiir unabdingbar fir die Wahrnehmung der ausgeschriebenen Position hait
und digges nicht nur bei gleicher Elgnung der Bewerber mafgeblich zu berlicksichtigen ist
{vgl. BVerwG, Beschiuss vom 20. Juni 2013 - 2 VR 1/13 -, juris Rn. 48). Ob ein Bewerber
ein konstitutives Anforderungsprofil erfiilit, Ist vom Gericht in vollem Umfang Oberprifbar.

Diese Grundsétze héit die beschlieRende Kammer such fir snwendbar in Fallen, in denen
gin Anforderungsprofil filr das Amt eines kommunalen Wahibeamten festgelegt worden
ist. Denn auch Wahlbeamte dQrfen nicht willkrich und unter Aulerachtlassung der
Grundsétze des Art. 33 Abs. 2 GG allein oder vorranglg nach dar Parteizugehdrigkeit des
Bewerbers ausgswshlt werden. Auch wenn Art. 33 Abs. 2 GG fir die Stellung des kom-
munalen Wahlbsamten nur in elngeschranktem Mafie gilt, haban kommunale Wahikdr-
perschaften eine fachbezogene Wahlentscheldung zu treffen (VG Schwerin, Urteil vom
24, August 2004 - 1 A 1534/01 -, Der Uberblick 2008, 301 f.; OVG Lineburg, Beschi, v.
25.06.1992 - 5 M 2798/92 - Juris Rn, 25). Die Anforderungen an die Eignung definiert der
Dienstherr bzw. das Wahlorgan im Anforderungsprofil, Wird ein Bewerber gewshit, der
tatstichlich das festgelegte konstitutive Anforderungsprofil verfehlt, beruht daher die Wahi
auf einer unzutreffenden Annahme das Wahlgremiums, mithin auf einem gerichtlich Ober-
prifbaren duleren Fehler der Wah! (im Ergebnis auch OVG Thiringen, Beschl. v. ._
30.03.2007 - 2 EQ 728/06 ~ juris Rn. 41/42; VG Bremen, Beschiuss vom 23. August 2013
-6V 827/13 -, 2.3.0). - '

~ Beidemim Anforderungsprofil flr die Stelle des hauptamtlichen Beigeordneten/Senators
fr Jugend, Soziales, Gesundheit, Schule und Sport genannten Merkmal der ,entspre-
chend, durch Lebens- und Berufgerfahrung na'chgewiesenen Eignung, Beféhigung und
Sachkunds" handelt es sich um ein konstitutives Merkmal, das die Bewerber - soliten sie
nlcht bereits die Ziffer 1 und 2 erfilien - fiir eine erfolgreiche Bewerbung 2wingend erflllen
missen. Wie die in einer Stellenausschraibung formulierten Qualifikationsmerkmaie zu
verstehen sind, ist durch Auslegung entsprechend § 133 BGB nach dem objektiven Erkla-
rungsinhalt und dem Willen des Erkidrenden zu ermittein {vgl. BVerw(G, Beschiuss vom
20. Juni 2013 - 2 VR 1/13 -, 2.3.0.; OVG Thilringen, Beschluss vom 30. Mérz 2007 - 2
EQ 729/06 — 8.2.0., Rn. 44). Dass a3 sich bei dem Merkmal entsprechende, durch Le-
bens- und Berufserfahrung nachgewiesens Eignung, Befahigung und Sachkunde® um ein
konstitutives Merkmal handelt, ergibt sich schon aus der Formulierung des Anferderungs-

~ profils, wonach dle Bswerber diese — wenn nicht die Ziffern 1 oder 2 greifen — nachwelsen
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mussen, sis also zwingend fiir die Wahrnehmung dss ausgeséhriebenen Beigeordneten-/
Senatorenpostens hat,

Der Beigeladene erfllit die zwingenden Vorgaben des sich aus der Ausschreibung erge-
benden Anforderungsprofils nach summarischer Prafung nicht. Weder besitzt er eine
Laufbahnbeféhigung fOr den héheren Verwaltungsdienst noch war er bisher als Beigeorad-
neter, hauptamtlicher Burgermeister, Landrat, hauptamtlicher Amtsvorsteher, hauptamtil
cher Verbandsvorsteher oder leitender Verwaltungsbeamter tatig. Auch sine entspre-
chende, durch Lebens- und Berufserfahrung nachgewlesens Eignung, Befahigung und
Sachkunde ist nicht ersichtiich,

Im Hinblick auf die WechsaiWirkung, wie sie zwischen dem angestrabien - hier herausge-
hobanen, mit der Besoldungsgrupps B 4 BBesO dotierten - &ffentiichen Amt und den
hierauf abgestellten Eignungsvoraussetzungen besteht, sind die qualifikationabezogenen
Anforderungen an die Bewerber eng auszulegen. Vor diesem Hintergrund vermag das
Gerlcht der Bewertung des Ministeriums f0r Inneres und Sport, wie sie in dam Vermerk
vom 28. Mérz 2014 zum Ausdruck kemmt, nicht zu folgen, dass die Einschétzung der
Blrgerschaft rechtlich zumindest vertretbar sei, der Beigeladene besitze die fir das Amt
eines Belgeordneten und Zweiten Stelivertreters des Oberblirgermeisters erforderliche
Eignung, Baféhigung und Sachkunde.

Zwar weist der Bsigeladens bersits einige berufliche Erfahrung auf, jedoch hat er keine
berufliche Tatigkeit ausgelbt, die in ihrer Wertigkeit mit den unter Ziffer 1 und 2 des Aus-
schreibungstextes benannten Dienstposten vergleichbar wire und zu einer verglsichba~
ren Qualifikation fahrt. Mit der Auslibung der unter Ziffer 1 und 2 genannten Tatigkeiten Ist
ledenfalls bei der weiter vorausgesetzien langjéhrigen Berufserfahrung verbunden, dags
ein solcher Bewerber durch Auslibung eines herausgehobenen leftendan Amtes mtenawe
Erfahrungen in der Kommunal- undfoder Landeaverwaktung sammeln konnte und daher
Uber eine entsprachende Sachkunde und Fihrungsqualitaten verfligt. Erst mit entspre-
chend gesammelter Erfahrung in einer leitenden Position in einer (Bundes-, Landes oder
Kommunal-)Verwaltung ist ersichifich die Em{artung verbunden, dass der Bewsrber auch
in der Lage ist, das herausragende Amt des Senators fir Jugend, Sozlales, Gesundheit,
Schule und Sport mit - so die telefonische Auskunft des Rechtsamis des Antragsgegners,
an der zu zwelfein das Gericht keina Veranlassung hat - ca. 760 Mitarbeitern und sinem
Haushaltsvolumen von ca, 150 Milliohen Euro, wobel der griikte Posten auf das Amt fir
Jugend und Soziales entfallt, zu leiten.
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Entsprechende Sachkunde und Fihrungsqualitéten varmochte der Beigeiadene nach An-
gicht der Kammer wihrend seiner bisharigeri beruflichen Tatigkeit nicht zu sammein. Eine
hauptamtliche Tatigkeit in der Verwaltung hat er bisher nicht ausge(bt, d.h. entsprechen-
de Sachkunde in einer herausgehobenen Positlon in der Kommunal-, L.andes- oder Bun-
desverwaitung hat er nicht erwerben kénnen. Lediglich mittelbar Uber seine langj4hrige
Mitgliedschaft in der Blirgerschaft der Hansestadt Rostock hat er Einblicke in die Verwal-
tung der Hansestadt Rostock gewinnen kénnen. Ohne dass diese Erfahrungen aus einer
Tatigkeit als BOrgerschafismitglied gering geschétzt werden sollen, vermag dies allein je-
doch nicht ansatzweise die erforderliche Sachkunde und Fuhrungsqualititen zu vermit-
teln, die mit der Ausiibung siner Leitungsposition, sel es in der Verwaltung oder auch

- sonst einer entsprachend grollen Organisation, verbunden sind. Auch die Gbrigen Tétig-
keiten des Beigeladenen erfolgten jeweils im politischen Raum und ohne dass ersichtlich
ist, dass dabei gréfiere Organisationseinheiten mit einer Vielzahl von Mitarbeitern Gber
sinen Zeitraum von mehr ais finf Jahren geleitet worden sind. Dies tragt such der Beige-
ladene selbst nicht vor. Er gibt an, dass die Organisationseinheiten, fur die er varantwort-
Hich war, lediglich in seiner Zeit als Landesvorsitzender der Partei DIE LINKE von 20089 bis
2012 aus durchschnittlich 25 Mitarbeltern, sonst aber wesentlich weniger Mitarbeitern be-
standen. Im Ubrigan wurde dieses Tagesgeschaft vorn Beigeladenen in Vertretung des
erkrankten Landesgeschéftsfithrers nach seinem eigenen Bekunden nur etwa ein Jahr
ausgelbt, | -

Schiieftlich auch nicht ersichilich, dass der Beigeladene wihrend seiner Tatigkeit im
Deutschen Bundestag, dis im Ubrigen Jediglich vier Jahre wihrie, sine entsprechend lei-
tende Position inne hatte. Allein, dass er — wie dem Vermerk des Ministeriums fir inneres
und Speort zu entnehmen ist - ,ein breites Fachwissen in verschledenen politischen Berei-

- chen erlangt” hat, vermittelt ihm ersichtlich nicht die flr die ausgeschriebene Stelle erfor-
derliche Sachkunde, die insbesondere Kenntnlsse der Verwaltungsstruktur, Verwaltungs-
abléufe und Fihrung von grofien Mitarbeiterstében voraussstzt. Soweit der Beigeladane
in seiner eidesstattliichen Versicharung darauf verweist, sich einen bestimmten Mitarbel-
terstil angesignet zu haben, hlelbt dles schon deshalb voﬁiegend unbeachtiich, weil er
seine Geeignethelt hinslchifich der Fihrung von groflen Mitarbeitersidben eben gerade
nicht durch seine bisherige Tétigkeit nachgewiesen hat,
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Ausgehend davon ist voﬁfagand festzustelien, dass dis in Rede stehende Wah! der Bar-
gerschaft dem Bewerbungsverfahrensanspuch der Antragstellerin nicht gentigt und mithin
fehierhaft ist, weil durchgreifende Bedanken bestehen, ob der Beigeladenen die erforder-
liche perstniiche Eignung und Sachkunde besitzt.

Die Verlstzung des Bewerbungsvarfahrensanspruchs der Antragstellerin fuhrt auch zur
Annahme eines Anordnungsanspruchs, denn die Aussichten der Antragstellerin in einem
neuen rechtmaRigen Verfahren ausgewshit zu werden, sind zumindest offen. Anders als
beim Belgeladenen dlrfte sie das in der Ausschreibung aufgestellte Anforderungsprofil
erfllien. Denn als langjdhrige Leiterin des Amtas fOr Bildung und Amtslsiterin fir Weiter-
bildung und Kultur in Berlin mit 500 Mitarbeitern nimmt sie bereits (ber finf Jahre ein Amt
im hdheran Verwaltungsdienst wahr. [nsoweit sind keine rechtlichen Umstéinde erkennbar,
die elnen Erfolg ihrer Bewerbung bereits auf dieser Stufe des Auswahiverfahrens, auf der
alle ,geeigneten* Bewerber mit in den Blick zu nehmen sind, als unmoglich und von vorn-
herein ausgeschliossen erscheinen lassen. Anhalispunkis, woraus sich ablsiten lielRe,
dass der Bewerbung der Antragstelletin der Erfolg zwingend zu versagen wére, sind auch
sonst nicht ersichtlich. Unbeachtlloh ist in diesem Zusammenhang, wie wahrscheinlich es
erscheint, dass es der Antragstellerin auch gelingt, die fiir eine Wah! erforderlichen Stim-
men auf sich 2u vereinigen.

Die Kostenentscheidung folgt aus § 154 Abs. 1 und 3 VWGO. Da der Beigeladene keinen
Antrag gesteiif hat, kénnen thm weder Kosten auferiegt werden, noch entspricht die Er-
stattung selner aullergerichtlichen Kosten der Billigkelt (§ 162 Abs. 3 VYWGO).

Die Streltwerifestsstzung berunt auf § 53 Abs. 2i.V.m. § 52 Abs. 5 Satz 1 Nr. 2 GKG. Im
Verfahren des einstweiligen Rechtsschutzes war von dem sich danach ergebenden Be-
trag dia Hélfte anzusatzan.

Rechtsmittetbelehrung:

l.
Gegen den Beschiuss zu 1. steht den Beteiligten die Beschwarde zu.
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Die Beschwerde ist innerhalb von zwe! Wochen nach Bekanntgabe der Entscheidung
schriftlich bel dem Varwaltungsgericht Schwerin, Wismarsche Strafe 323 a, 19055
Schwarin, einzulegen,

Die Beschwerde ist innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe der Entscheidung zu be-
grinden. Die Begrlindung ist, sofern sie nicht bersits mit der Beschwerde vorgelagt wor-
den Ist, bei dem Oberverwaltungsgericht Mecklenburg-Vorpommern, Domstrale 7, 17489
Greifswald, sinzureichen. Sie muss einen bestimmten Antrag enthalten, die Grinde dar-
legen, aus denen die Entschsldung abzusndem oder aufzuheben ist und sich mit der an-
gefochtenen Entscheidung auseinandarsetzen. Das Oberverwaltungsgericht prift nur die
dargelegten Griinde, ‘

Vor dem Oberverwaltungsgericht missen sich die Batelligten durch Prozessbhevollmaéch-
tigte vertreten lassen. Dies gilt auch fir Prozesshandlungen, durch die ein Verfahren vor
dem Oberverwaitungsgericht eingeleltet wird. Die Beteiligten miissen sich durch Bevoll-
méchtigte im Sinne von § 67 Abs. 4 Satze 3 bis 7 VwGO vertreten lassen, Ein Betelligter,
der nach MaRgabe der Satze 3, § und 7 2ur Vertratung berechtigt ist, kann sich selbst ver-
treten. '

Behorden und juristische Parsonen des &ffentlichan Rechis einschlieflich der von ihnen
zur Erflllung threr dffentiichen Aufgaben gebildeten Zusammenschl(isse kdnnen sich
durch eigene Beschaftigte mit Bafdhigung zum Richteramit oder durch Beschaftigte mit
Befshigung zum Richteramt anderer Behérden oder juristischer Personen des éffantlichen
Rechts einschlleBlich der von ihnen zur Erflillung ihrer #ffentlichen Aufgaben gebildeten
Zusammenschilisse vertraten lassen. ’

IL

Gegen den Beschiuss zu 2. kann schriftlich oder zu Protokoll der Geschaftsstslle bei dem
Verwaitungsgericht Schwerin, Wismarsche Strake 323 a, 18055 Schwerin, Beschwerde
eingslegt werden,

Die Beschwerde st nur zulgssig, wenn der Wert des Beschwerdegegensiandes 200,--
Euro Ubersteigt oder das Verwaltungsgericht die Baschwerde in dem Beschiuss zugelas-
sen hat. Sie ist innerhalb von sechs Monaten einzulegen, nachdem die Entscheidung in
der Hauptsache Rechtskraft erlangt oder das Verfahren sich anderweitlg erladigt hat; ist
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der Streitwert spater als einen Monat vor Ablauf dieser Frist fastgesetzt worden, so kann
sie noch innerhalb eines Monats nach Zustellung oder formloser Mitteilung des Festset-
zungsbeschiusses eingslagt werden.

Skerles

Tiemann

Roh

usfizangestellie

beamiin der Geschifisstelle

Aktenmappe - 19 von 19



	Tagesordnung
	Ö Top 4.1 2014/AN/0075
	Ö Top 5.1 2014/IV/0074
	Ö Top 5.1 2014/IV/0074 Anlage 01 'Beschluss VG Schwerin v. 10.07.2014'

